28. FEBRUAR 2022 - Gesetz zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Energiebereich (Artikel 1, 8 bis 16 und 34 bis 37) 


(Belgisches Staatsblatt vom 13. November 2025)


Konsolidierung


Die vorliegende Konsolidierung enthält die Abänderungen, die vorgenommen worden sind durch:

Artikel 12 des Gesetzes vom 15. März 2023 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen in Bezug auf den Sozialtarif (Belgisches Staatsblatt vom 5. Februar 2026).

Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST WIRTSCHAFT, KMB, MITTELSTAND UND ENERGIE


28. FEBRUAR 2022 - Gesetz zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Energiebereich


			PHILIPPE, König der Belgier,

		Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


	Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


KAPITEL 1 - Allgemeine Bestimmung


	Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


(…)


KAPITEL 3 - Abänderungen des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes


	Art. 8 - Artikel 2 des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 21. Juli 2021, wird durch eine Nr. 117 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"117. "Pauschalgebühr": Pauschalbetrag zur Deckung der Verwaltungs- oder Abonnementkosten, den Versorger oder Zwischenpersonen den Endkunden anrechnen können."


	Art. 9 - Artikel 18 des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes wird wie folgt abgeändert:

	1. Paragraph 2/1 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Unbeschadet der in Absatz 1 erwähnten Verpflichtungen und unbeschadet des Artikels 1108 des früheren Zivilgesetzbuches und des Artikels VI.84 des Wirtschaftsgesetzbuches gelten bei der Ausstellung von Anzahlungsrechnungen an Haushaltskunden folgende Verpflichtungen:

	1. Der Lieferant vereinbart mit dem Haushaltskunden die Berechnungsmethode für Anzahlungen.

	2. Im Rahmen der vereinbarten Berechnungsmethode können der Lieferant und der Haushaltskunde den Betrag der Anzahlungen jederzeit ändern.

	3. Bei der Festlegung des Betrags der Anzahlungen und bei jeder Änderung dieses Betrags auf Initiative des Lieferanten übermittelt der Lieferant dem Haushaltskunden eine Rechtfertigung der Berechnungsmethode, wobei es nicht ausreicht, nur auf den geschätzten Verbrauch des Haushaltskunden zu verweisen.

	4. Die Änderung des Betrags der Anzahlungen auf Vorschlag des Lieferanten wird nur dann angewandt, wenn der Haushaltskunde innerhalb fünfzehn Tagen nach der Mitteilung des Lieferanten über die Initiative zur Änderung und die in Nr. 3 geforderte Rechtfertigung keinen Widerspruch dagegen einlegt.

	5. Jede Klausel oder Bedingung in einem Vertrag zwischen dem Lieferanten und dem Haushaltskunden, die für sich allein oder in Verbindung mit einer oder mehreren anderen Klauseln oder Bedingungen von der Bestimmung in Nr. 4 abweicht, ist von Rechts wegen nichtig."

	2. Ein § 2/3/1 mit folgendem Wortlaut wird eingefügt:

	"§ 2/3/1 - Wird ein Elektrizitätsversorgungsvertrag mit variablem Energiepreis und Pauschalgebühr von einem Haushaltskunden aufgrund von § 11/3 Absatz 1 nach weniger als sechs Monaten ab Beginn der Versorgung im Rahmen des Vertrags gekündigt, so kann für einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten eine Pauschalgebühr in Rechnung gestellt werden.

	Wird ein Elektrizitätsversorgungsvertrag mit variablem Energiepreis und Pauschalgebühr von einem Haushaltskunden aufgrund von § 11/3 Absatz 1 nach mehr als sechs Monaten ab Beginn der Versorgung im Rahmen des Vertrags gekündigt, so wird eine Pauschalgebühr im Verhältnis zur Anzahl Versorgungstage in Rechnung gestellt."


	Art. 10 - Artikel 20 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 20. Dezember 2020, wird durch einen Paragraphen 5 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"§ 5 ­ Sind die in § 1/1 oder § 2 erwähnten Höchstpreise nicht mehr auf die Lieferung von Elektrizität oder Wärme an einen Haushaltskunden anwendbar, so informiert der Versorger den Haushaltskunden unverzüglich darüber und übermittelt ihm eine Übersicht über alle seine zu diesem Zeitpunkt aktiven Produkte. Der Versorger teilt dem Haushaltskunden mit, dass er aus der Übersicht über alle seine aktiven Produkte frei wählen kann. Der Versorger weist den Haushaltskunden außerdem deutlich sichtbar darauf hin, dass er auf den Websites der regionalen Regulierungsbehörden überprüfen kann, welches Produkt das günstigste ist, und dass er gemäß Artikel 18 § 2/3 immer das Recht hat, den Versorger zu wechseln. Dies erfolgt durch eine unmissverständliche Mitteilung mit einem Hyperlink zur korrekten Internetseite der jeweiligen Regulierungsbehörde, auf der der Preisvergleich durchgeführt werden kann. Die Mitteilung, diese Übersicht und die Informationen über die regionalen Regulierungsbehörden und das in Artikel 18 § 2/3 erwähnte Recht werden dem Haushaltskunden mit denselben Mitteln zur Kenntnis gebracht wie denen, die für die Kommunikation üblicherweise verwendet wurden, als für diesen Kunden noch die Anwendung der in § 1/1 oder § 2 erwähnten Höchstpreise galt.

	Sind die in § 1/1 oder § 2 erwähnten Höchstpreise nicht mehr auf die Lieferung von Elektrizität oder Wärme an einen Haushaltskunden anwendbar, so wendet der Versorger das zu diesem Zeitpunkt günstigste verfügbare Produkt an, das dem Produkt gleichwertig ist, das während des Zeitraums anwendbar war, in dem für den Haushaltskunden die Anwendung der in § 1/1 oder § 2 erwähnten Höchstpreise galt."


	Art. 11 - Artikel 21ter § 1 Absatz 1 Nr. 5 desselben Gesetzes wird durch die Wörter ", und der einmaligen Pauschalbeihilfen," ergänzt.


	Art. 12 - In Artikel 21ter desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 20. Juli 2005 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 27. Dezember 2021, wird in § 3 Absatz 1 erster Satz das Wort "fest" durch die Wörter "sowie gegebenenfalls das Verfahren fest, das für die Erlangung einer Beihilfe zu berücksichtigen ist, einschließlich der Fristen und der Folgen im Falle eines Verstoßes" ersetzt.


	Art. 13 - In demselben Gesetz wird die Überschrift von Kapitel 5bis wie folgt ersetzt:

	"KAPITEL 5bis - Energienorm".


	Art. 14 - In Kapitel 5bis desselben Gesetzes wird Artikel 22bis, aufgehoben durch das Gesetz vom 8. Januar 2012, mit folgendem Wortlaut wieder aufgenommen:

	"Art. 22bis - § 1 ­ Spätestens am 15. Mai jeden Jahres veröffentlicht die Kommission eine Studie über die verschiedenen Kostenkomponenten der Elektrizitätsrechnung, die mindestens einen Vergleich mit den Nachbarländern enthält. Die Kommission erfüllt diese Aufgabe, soweit möglich, in Zusammenarbeit mit den regionalen Energieregulierungsbehörden.

	§ 2 ­ Nach Stellungnahme der Kommission bestimmt der König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Kategorien von Verbrauchern, je nach Art der wirtschaftlichen Tätigkeit und Höhe des Verbrauchs, die im Rahmen der in § 1 erwähnten Studie herangezogen werden.

	§ 3 ­ Unbeschadet der in Artikel 12 erwähnten Zuständigkeiten der Kommission, spätestens am 1. Juli desselben Jahres und nach Einholung der Stellungnahme des Beirats für Gas und Elektrizität und des Zentralen Wirtschaftsrats gibt die Kommission dem Minister eine Stellungnahme mit Empfehlungen für Maßnahmen zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen und der Kaufkraft der Haushaltskunden ab. Diese Empfehlungen beziehen sich auf die Kostenkomponenten der Elektrizitätsrechnung, die in die föderale Zuständigkeit im Bereich Energie fallen."


	Art. 15 - In Artikel 23 § 2 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 21. Juli 2021, wird Absatz 2 durch eine Nr. 49 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"49. gemäß Artikel 22bis spätestens am 15. Mai jeden Jahres eine Studie über die verschiedenen Kostenkomponenten der Elektrizitätsrechnung veröffentlichen, die mindestens einen Vergleich mit den Nachbarländern enthält. Die Kommission erfüllt diese Aufgabe, soweit möglich, in Zusammenarbeit mit den regionalen Energieregulierungsbehörden."


KAPITEL 4 - Sozialtarife


	Art. 16 - § 1 ­ Im Hinblick auf die schrittweise Abschaffung der Anwendung der Höchstpreise, so wie in Artikel 20 § 2 des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes und in Artikel 15/10 § 1 des Gesetzes vom 12. April 1965 über den Transport gasförmiger und anderer Produkte durch Leitungen erwähnt, kann ein Recht auf eine einmalige pauschale Ermäßigung für die Lieferung von Elektrizität und Erdgas wegen schrittweiser Abschaffung der Höchstpreise Haushaltskunden gewährt werden, die aufgrund von Artikel 20 § 2/1 Absatz 1 Nr. 6 des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes und von Artikel 15/10 § 2/2 Absatz 1 Nr. 6 des Gesetzes vom 12. April 1965 über den Transport gasförmiger und anderer Produkte durch Leitungen die Eigenschaft als geschützter Haushaltskunde hatten.

	Interessehabenden, die an derselben Adresse wohnen und demselben Haushalt angehören, wird nur eine einmalige pauschale Ermäßigung pro Energieträger gewährt.

	§ 2 ­ Nach Stellungnahme der Elektrizitäts- und Gasregulierungskommission bestimmt der König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass:

	1. den Betrag der in § 1 erwähnten einmaligen pauschalen Ermäßigung wegen schrittweiser Abschaffung der Höchstpreise,

	2. das Datum, das als Referenz für die Bestimmung des Anwendungsbereichs und der Anspruchsberechtigten dient,

	3. die Modalitäten für die Beantragung eines Nachweises über das Recht auf die einmalige pauschale Ermäßigung wegen schrittweiser Abschaffung der Höchstpreise und die Art und Weise, wie die Ermäßigung ausgezahlt und verrechnet wird,

	4. die Modalitäten für die Zahlung der einmaligen pauschalen Ermäßigung wegen schrittweiser Abschaffung der Höchstpreise an die Elektrizitätsversorger [und die Erdgasunternehmen] und für die Bestimmung der Kosten für die Elektrizitätsunternehmen [und die Erdgasunternehmen] und ihrer Beteiligung an dieser Kostenübernahme sowie das Verfahren und die Fristen,

	5. die Modalitäten für den Nachweis, den Elektrizitätsversorger [und Erdgasunternehmen] gegenüber der Kommission erbringen müssen, um zu beweisen, dass sie die Bedingungen für den Erhalt der Zahlung erfüllen,

	6. den äußersten Zahlungstermin.

	Werden Erlasse, die zu diesem Zweck ergehen, nicht binnen zwölf Monaten ab ihrem Inkrafttretungsdatum durch Gesetz bestätigt, wird davon ausgegangen, dass sie nie wirksam geworden sind.

	[§ 2/1 - Personenbezogene Daten der in § 1 erwähnten Anspruchsberechtigten werden gemäß Titel II des Programmgesetzes vom 27. April 2007 verarbeitet.]

	§ 3 ­ Die Elektrizitäts- und Gasregulierungskommission kann Daten einschließlich personenbezogener Daten im Sinne des Gesetzes vom 30. Juli 2018 über den Schutz natürlicher Personen hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten verarbeiten, sofern die Verarbeitung dieser Daten für die Ausführung der Aufgaben im Zusammenhang mit der Zahlung und Überprüfung der einmaligen pauschalen Ermäßigung wegen schrittweiser Abschaffung der Höchstpreise erforderlich ist, und bewahrt die Daten nicht länger auf, als es für die Ausführung ihrer Aufgaben erforderlich ist, ohne dass diese Frist mehr als vierundzwanzig Monate beträgt.

	Dies betrifft die Daten [des in § 1 erwähnten Haushaltskunden, die von den Versorgern oder dem Föderalen Öffentlichen Dienst Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie gemäß Titel II des Programmgesetzes vom 27. April 2007 verarbeitet und der Elektrizitäts- und Gasregulierungskommission im Rahmen der Ausführung der Aufgaben im Zusammenhang mit der Zahlung und Überprüfung der einmaligen pauschalen Ermäßigung wegen schrittweiser Abschaffung der Höchstpreise übermittelt werden].

	Die Elektrizitäts- und Gasregulierungskommission ist [für die Verarbeitung der Daten], die sich in ihrem Besitz befinden oder ihr aufgrund von Absatz 1 zur Verfügung gestellt werden, verantwortlich.

	[...]

[Art. 16 § 2 Abs. 1 Nr. 4 abgeändert durch Art. 12 Nr. 1 des G. vom 15. März 2023 (B.S. vom 31. März 2023); § 2 Abs. 1 Nr. 5 abgeändert durch Art. 12 Nr. 2 des G. vom 15. März 2023 (B.S. vom 31. März 2023); § 2/1 eingefügt durch Art. 12 Nr. 3 des G. vom 15. März 2023 (B.S. vom 31. März 2023); § 3 Abs. 2 abgeändert durch Art. 12 Nr. 4 Buchstabe a) des G. vom 15. März 2023 (B.S. vom 31. März 2023); § 3 Abs. 3 abgeändert durch Art. 12 Nr. 4 Buchstabe b) des G. vom 15. März 2023 (B.S. vom 31. März 2023); § 3 Abs. 4 aufgehoben  durch Art. 12 Nr. 4 Buchstabe c) des G. vom 15. März 2023 (B.S. vom 31. März 2023)]


(…)


KAPITEL 7 - Abänderungen des Programmgesetzes vom 27. April 2007


	Art. 34 - Artikel 3 des Programmgesetzes vom 27. April 2007, abgeändert durch das Gesetz vom 15. Dezember 2021, wird wie folgt abgeändert:

	1. Nummer 11 wird wie folgt ergänzt: "und Maßnahme in Bezug auf die einmalige pauschale Ermäßigung wegen schrittweiser Abschaffung der Höchstpreise wie in "Kapitel 4 - Sozialtarife" des Gesetzes vom 28. Februar 2022 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Energiebereich erwähnt,".



	2. Eine Nr. 12 mit folgendem Wortlaut wird eingefügt:

	"12. "Höchstpreise für die Wärmeversorgung": in Artikel 15/10 § 2/1 des Gesetzes vom 12. April 1965 und in Artikel 20 § 1/1 des Gesetzes vom 29. April 1999 erwähnte Höchstpreise für die Wärmeversorgung über Fernwärmeversorgungsnetze an geschützte Haushaltskunden."


	Art. 35 - In den Artikeln 5, 6, 7, 8, 9, 10 und 11 desselben Gesetzes werden die Wörter "Elektrizitäts- und Erdgasversorgung" durch die Wörter "Elektrizitäts-, Wärme- und Erdgasversorgung" ersetzt.


	Art. 36 - [Abänderung des niederländischen Textes der Artikel 7 und 11 desselben Gesetzes]


KAPITEL 8 - Schlussbestimmung


	Art. 37 - Die Artikel 32 und 33 des vorliegenden Gesetzes treten am 31. März 2022 in Kraft.

	Die Artikel 3 Nr. 2 und 9 Nr. 2 des vorliegenden Gesetzes treten am 1. Juli 2022 in Kraft.


